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Hunger, ı1301 der dorge un dieGemeinde 341 diıeZukunft unsererheiligen
Kirche, ur die S16 htten und starben. Viele VOoO den ausend toten Priestern
haben iM Geiste der Märtyrer ihr Leben für Christus un die Kirche hin
geopfert Sie sind mır den Erfahrungen uUun! Sorgen, ber diıe 1er gesprochen
wurde, 1€ Ewigkeit und m1ıt dem Auftrag al die Überlebenden.,

der Heimat künden, W as Wunsch un! dorge Jegter Leidensstunden WAÄAaFr.

Um der Toten un derer willen, die nach uNXNs kommen, MmMusseh wWITr die
Wahrheit un mıt mannhaftem Entschluß das harte Leben eıter

tragen als Zeugen des TEUZES und der Auferstehung des Herrn

Zur deutischen &O 71al- un Wirtschaitsordnung
Von PAUL BERKENKOPF

Die Einsicht die Notwendigkeit tiefgreifenden Umbaus uUuNSeTETr

Sozial- un Wirtschaftsordnung ist heute bis 8 1fe Kreise auch der indu-
striellen Unternehmerschaft hinein Allgemeingut geworden. Schon seıIt g D
TrTaumer eıt bewegt sıch die Diskussion ım die Frage Zeitungen Uum! eıt-
schriften, wissenschafilichen un politischen Gremien aller AÄrt, den
Programmen und Auseinandersegungen der polıtischen Parteien, ohne daß
hıs jeBt schon e1INeC hinreichende Klärung ber Art und Ausmaß dieses Um:-
aus erreicht worden Ware, selbst ıcht den Lagern, die politisch oder
weltanschaulich SCWISSE Einheit bilden.

In der offentlichen Diskussion geht e vorläufig noch stark das Pro-
grammatische un! Grundsägliche. ber konkrete Vorschläge für cdie Verwirk-
lichung dieser Grundsätge ist abgesehen VOo den sıch 7U M Marxismus be-
kennenden oder ıhm doch ihrer geschichtlichen Fntwicklung nahestehen-
den Parteien, die aus dieser Bindung heraus WwEeEBHIKSTENS 54  ba den Grundzügen
SCWISSE konkrete Bilder und Vorstellungen OÖrdnung haben
bisher noch kaum VOo wesentlicher Bedeutungz dıe Öffentlichkeit
gedrungen. Damit braucht keineswegs gesagt z SCIN, daß iıcht auch den

kleineren reisen schon mehr der mindernıchtmarzxiıstischen „Lagern
weıtgehende konkrete Pläne un Vorschläge ür den Neubau entworfen WOF-

den Im SaAaNZCH scheint aber die Diskussion noch Vorstadium
begriffen. Das dürfte ı Gründe einmal darin haben, daß die dringenden
Sorgen des Tages alle Kräfte weitgehend iı AÄnspruch nehmen, s o daß
ıcht die eıt un Kraft findet, konkrete Ordnungsbilder des Neubaues A

entwertfen. Kın anderer Grund durfte der SC1IH, daß das deutsche olk vorerst
noch ıcht die Möglichkeit hat aus EISCHCHL echt un CISCHNECT Entschließungs-
freiheit die Planune oder Verwirklichung Neubaus der soz.ıalen Ord-
Nuß heranzugehen.

Das darf jedoch nıcht daran hindern, unabhängig VO der Not und den
Sorgen des Tages ı e1iNne bessere Zukunft bliekend eine euUue Ordnung auch
ın entwerfen un vorzubereiten, iın Weıiterführung der Grund



tschen

gedanken un Forderungen, wW1e s1© den wegweisenden sozialen Enzykliken
un Ansprachen der leuten Papste Z UL Ausdruck gekommen sınd.

Die beiden wichtigsten Forderungen C1U® ©Ccue Ordnung, die ı diesen
autorıtatıven Verlautbarungen gestellt sind, betreffen einmal die Frage der
Gleichberechtigung VO Arbeitgebern HN! Arbeitnehmern ıS gesamten Wirt-
schaftsleben, annn aber auch 1€e Zusammenarbeit aller 41 der Wirtschaft
tatıgen un hr interessierten Schichten des Volkes, des Produzenten, des
Händlers un des Verbrauchers ı der Selbstverwaltung der Wirtschaft

Nehmen wWIr diese legtere Forderung als die allgemeınere vorweg Es han-
delt S1 hierbei Kern - das, w ads der Enzyklıka „Quadragesimo anı

als „berufsständische Ordnung erscheint Die „berufsständische Wirtschaft,
VIie 16 Mittelpunkt dieser Enzyklika steht erfordert den Aufbau echter
Leistungsgemeinschaften der Wirtschaft d  ie, eiwa 17 Anknüpfung he-
stımmte Rohstofie und Materialien, alle deren Gewinnung, Verarbeitung
und Absat Beteiligten einschließlich der Verbraucher auf 1N-
Same Verantwortung aller gegründeten Selbstverwaltungswirtschaft anmı-

menschließt YAN Selbstverwaltungskörpern, die innerhalb ihres Bereiches 1

weitgehender Unabhängigkeit VO Stagt un Art genossenschaft-
licher Gemeinschaftswirtschaft entscheidende wirtschaftliche Aufgaben 'AN

1ösen haben Diese Selbstverwaltungskörper aufzubauen eiwa nach den
großen Wirtschaftszweigen, wWwI1ie Landwirtschaft, Industrie und Handwerk,
Kredit- und Bankwesen, Verkehr, Versicherungen Uus8SW., wobei der Handel
jeweils SEINCH Plas ıin den betreffenden Produktionszweigen Gnden muüußte.
Entsprechend der komplizierten Struktur der modernen industriellen Wirt-
schaft mußte der gesamte Berufsstand oder die Leistungsgemeinschaft Indu-
T1e aufgespalten werden e1ine Anzahl spezieller Leistungsgemeinschaften,
die sıch einmal nach den verarbeiteten Grundstoffen (Kohle, Kısen, Metalle.
Holz, Baustofte, Grundchemikalien us ), annn nach den Verarbeitungsstufen
gliedern müußten. In diese Leistunzsgzemeinschaften (etwa Kohle) wurden
der betreffenden Gemeinschaft sgelbst durch Waıahl A entsenden einmal
/ertreter der Unternehmerschaft daneben solche der Arbeitnehmer. Die
Entsendung dieser Vertreter mußte Von den Berufsverbänden, den Arbeit-
gehberorganısatıionen un den Gewerkschaften, erfolgen Daneben mußten
aber = gemeinschaftlichen Regelung der Fımmar wirtschaftlichen (nicht
zıalen) Belange der betreffenden Leistungsgemeinschaft Verbraucher ent-
sandt werden, die jeweiıls für die industriellen Verhbraucher bzw VWeiter-
verarbeiter VOo den betreffenden freien Berufsverbänden, für die legten
Verhraucher VoO noch vA schaffenden Verbraucher-Abteilungen der reS10-
nalen Wirtschaftskammern entsenden Als übergeordnetes un
zusammenfassendes Organ der einzelnen Berufsstände oder Leistungsgemein-
schaften hätte eiNne zentrale berufsständische Kammer A fungieren, deren
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Mitglieder ebenfalls durchDelegation oder VWahlaus den rgelage
Leistungsgemeinschaften zusammenzusehen In dieser berufsständi
schen Kammer mußten die Belangeder einzelnen vorgelagerten Berufsstände
oder wirtschaftlichen Leistungsgemeinschaften aufeinander abgestimmt wer-

den Diese berufsständische Organisation (die NUu eil der Berufs-
stände, Wenn auch ihren wichtigsten, die Wirtschaftsstände, umfassen würde)

als EINC Körperschaft öffentlichen Rechts aufzubauen. Sie hätte die ihr
obliegendet\l, och darzulegenden Aufgaben in Selbstverwaltung und Selbst-
verantworiung auf Grund der Delegatıonsolcher Rechte VO  - seıten des Staates

erfüllen. Die Rolle des Staates (der Regierung, des Parlaments) hatte sich
darauf beschränken. ecin konstituierendes GeseB ber den Aufhau e1in!'
solchen Selbstverwaltungswirtschaft erlassen e Kahmenermaäch-
L1g UNSgSZESCH, das den onkreten Aufbau der Rechte un Aufzaben dieser
Körperschaft selber überließe. Der Staat hätte NUur das oberste Kontrollrecht
das ihn annn Z Eingreifen ermächtigen würde, wenn sich schwere Yunk-
L10NSStOTUNgeEN Selbstverwaltungskörper der Wirtschaft ergeben oder Ent-
wicklungen durchseben sollten, die die Rechte un Aufgaben des Staates oder
der Gemeinschaft gefährden könnten. Die Verankerunz solchen berufs-
ständischen Aufbhbaus mußte i der Staatsverfassung erfolgen.

Außerdem muüßte aber noch ein drıttes unabhängiges Urgan geschaffen
werden, das bei Streitigkeiten und Interessenkonflikten innerhalb der he-
rufsständischen ÖOrgane alg Schiedsrichter einzugreifen hätte. Eine solche
Steile muüßte unabhängig VO Staat und VOo den jeweils 1301 ıhm herrschenden
Parteien e1n. 1E müßte ( 841 richterliche Aufgaben un entsprechend richter-
liche Unabhängigkeit haben Es Wirtschafts- un!: Arbeitsgerichte
< bilden, die 1Ur mıt Berufsrichtern (etwa drei) besegen WAarch,

möglichst auf die einzelnen Berufszweige spezialisiert, damit s1e

weıiıtlesiem Umfang mıt juristischer Fachbildung auch e1iNe „CHauUe Kennt-
x des betreffenden Wirtschaftszweiges 418 Voraussebung für die Er-
füllung ihrer Aufgabe, die Fallung sachverständiger Schiedssprüche, VeTI-

bänden. Fuür besonders wichtige Fälle könnte noch e1N€e Berufungsinstanz
in zentralen Wirtschafts- und zentralen Arbeitsgerichte g E
schaffen werden. Die Entscheidungen dieser Schiedsgerichte (die als Nnu  F be-
ratende Beisiber J6 Vertreter beider streitenden Parteien hahben muß-
ten) hätten für alle Beteiligten verbindlich 1 SCIH, daß damit auch Arbeits-
kämpfe (Streiks und Aussperrungen) fortfallen würden.

Die entscheidende Frage ist NUuN, welche Funktionen diese Selhbstverwal-
tungskörper haben sollen, wI1ie die wirtschaftlichen Funktionen zwıschen ihnen
und den einzelnen Betrieben und Unternehmungen, die ja 1n solchen
Selbstverwaltungswirtschaft soweıt wie möglıch die Freiheit ihrer Wirtschafts-
führung behalten müßten, aufzuteilen praktisch gesehen, W1e die 188!

solchen Wirtschaft notwendige Bındung un! die ur  42 ihre Leistungs-
fähigkeit unentbehrliche, möglichst weitgehende Freiheit des Betriebsführers
oder Unternehmers miteinander vereinbaren und aufeinander abzustimmen
20
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cht ıf eın ırt-diezen al des
schaftssystems überhaupt: die Aufgabe der Findungdes richtigen Kompro-
IM15S€ES, des optimalen Schnittpunktes zwıschen völliger wirtschaftlicher Fre  1-
eıt des Unternehmers in der ungeregelten freıien Marktwirtschaft un:! der
völligen Bindung oder Beseltigung aller wirtschaftlichen reiheit ı ZeN-

tralistischen Staatswirtschaft.
Hs ist ohne weıteres klar, daß es für diese richtige Kombinatıon zwischen

Bindung und Freiheit keine allgemeın gültıgen Maßstäbe g1bt, daß Not-
zeıten, w1e S1iC heute und och  1i2  - den naächsten Jahren ı Deutschland gegeben
sind, eın wesentlich größeres Maß al Bindung notwendig sc1iIihHh wird als
eINESTr Wirtschaft, die wıeder ausreichend mıt Gütern und Leistungen versorgt
sSC1H wird, daher der Unternehmerinitiative und dem Wettbewerb wesentTt-
lich yrößere Freiheit gegeben werden kannn und muß, um den Leistunzgsgrad
der Wirtschait ı Interesse aller möglichst steigern. Es ist außerdem Vo

vornherein klar, daß das Ausmaß Vo Bindung un Freiheit selbst für e1INe

gegebene Lage iıcht rTe1nN theoretisch bestimmt werden kann, sondern S11
vielem erst aus den Notwendigkeiten un! Möglichkeiten des praktischen
Lebens ergeben wird, Immerhin wird e1INc berufsständische Selbstverwaltungs-
wirtschaft auch auf die Dauer undunabhängig VOo der jeweiligen Tages-
situatıon gewichtige wirtschaftliche Kunktionen ZU uübernehmen haben, Pla-
nungsaufgaben mannigfaltıger Art, die sowochl auf eigentlich wirtschaftlichem
Gebiet WIC auch auf dem sozıalen 1€ Freiheitder Unternehmer und Arbeit-
geber gegenüber der ungeregelten freien VWirtschaft beträchtlich
werden,weil eben diese „freie” Wirtschaft wirtschaftlichen un soz.ıalen
Mißständen geführt hat, die un gerade den schmerzlichen Erfahrungen
der Vergangenheit heraus veranlassen, 1IN Anlehnung an 1€ grundsäglichen
Forderungen der Enzyklika Quadragesimo Anno e1IiNe NEUC, „gemischte‘”
Horm und Verfassung der Wirtschaft finden, ı der an JENEC Mißstände $
beselitigen der doch stark einschränken ann.

hne Anspruch auf Vollständigkeit erheben, kann ma CIN1S5C wichtige
Aufgaben der Selbstverwaltungskörper „berufsständischen” Wirtschaft
schon heute klar herausstellen. Es werden ıIM wesentlichen Planungsaufgaben
SC1IH, Planungen auf dem Gebiete derKapitalinvestition, der Produktion, des
Absages, der Preisgestaltung un des Arbeitseinsages VOT allem Ohne diese
Aufgaben 1er einzelnen ZU entwickeln, annn an doch Sa5CH, daß 1ler
Grundfaktoren des Umbaus unserer Wirtschafts- und Sozialordnung Sınne
sowohl größeren Leistungsfähigkeit wW1€6 auych größeren Gerechtig-
eıt gegeben sind. Diese Aufgaben ı hıer QUrTr Urz angedeutet; eine eC1IN-

gehendere Behandlung würde schwier1ge wirtschaftspolitische Probleme auf-
werfen nd  1 Rahmen Aufsages nıcht ZU bestreiten SC1HN.

Der gewaltige Kapitalbedarf YSsSecCcrer Wirtschaft nach den furchthbaren Zer-
storungen des Krieges, die Armut und die damit verbundene staärkste Ein-
schränkung der Möglichkeit, Kapital NeAL bilden, erfordern auf lange eıt
eine planmäßige Lenkung des Kapitaleinsabes In der Wirtschaft gestaffelt
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Paul BerkeiikopfE  Päul"B‘erkei;kq_p‘.f  nach bestimmten Dringlichkeitsstufen deé Wie‚deräufb.aue; Die Feätéefidig  dieser Dringlichkeitsstufen und die entsprechende Verteilung des jeweils für  etwa ein oder mehrere Jahre zur Verfügung stehenden Kapitals wäre eine  Hauptaufgabe des zentralen Planungs-Organs der berufsständischen Kammer,  in dem Sinne, daß sie die Grundkontingente für die Kapitalinvestition in den  einzelnen Wirtschaftszweigen festsegte und daß die einzelnen Berufsstände  dann innerhalb ihres Bereichs eine Unterverteilung der zugestandenen Kapital-  investitionen auf die einzelnen Unternehmungen des Berufszweiges durch-  zuführen hätten. Dabei wäre ein gewisser Teil der zur Verfügung stehenden  Kapitalien für kleinere Investitionen freizustellen, da nicht jede kleine Inve-  stition zentral geplant werden kann.  Nicht weniger wichtig als die Investitionsplanung ist die Produktionsplanung,  einmal weil infolge der Kriegszerstörungen und der unvorstellbaren Ent-  blößung der Produktions- wie der Verbraucherwirtschaft von allen Reserven  noch auf lange Zeit hinaus eine planmäßige Bewirtschaftung der zur Ver-  fügung stehenden Rohstoffe, Materialien und Nahrungsmittel aller Art, eine  Produktion und Verwendung nach volkswirtschaftlichen und sozialen Dring-  lichkeitsstufen notwendig sein wird, dann aber, weil auch in einer einmal  besser mit Gütern versorgten Wirtschaft eine planmäßige Lenkung zum  mindesten der Grundstoffe der Wirtschaft erforderlich ist, um auch auf lange  Sicht eine rationellere Versorgung der Wirtschaft mit Gütern sicherzustellen  und eine teilweise Fehlleitung von Rohstoffen und Halbfabrikaten, die in  einer rein auf freie Unternehmerinitiative gegründeten Wirtschaft unver-  meidlich ist, zu verhindern. Allerdings wird eine planmäßige Produktions-  (und auch Absag-)Gestaltung, wenn erst einmal die gegenwärtigen Notzeiten  mit ihrer notwendigen allgemeinen Rationierung und Lenkung der viel  zu knapp vorhandenen Güter überwunden sind, nur für die Grundstoffe der  Wirtschaft, die Rohstoffe und einen Teil der Nahrungsmittel, notwendig  und möglich sein. Eine zu weit in die industrielle Verarbeitung vorgetriebene  „Planung‘“ der Produktion und des Absages müßte zu einer Erstarrung und  Bürokratisierung führen, von der wir in der heutigen „Planwirtschaft‘“ (der  1  °  Notwirtschaft in Deutschland und der grundsäglichen „Planwirtschaft“  Sowjetrußland) hinreichend abschreckende Beispiele erleben. Im größten Teil  des industriellen Sektors, im Hahdwerk‚ in großen Teilen der Landwirtschaft  wird daher bei normaler Wirtschaftsgestaltung auch in einer berufsständi-  schen Wirtschaftsordnung die Produktions- und Absaggestaltung der freien  Initiative des Produzenten und einem (allerdings unter staatlicher Aufsicht  stehenden kontrollierten) Wettbewerb zu überlassen sein, als der für diese  Zweige besten Form der Wirtschaftsverfassung, die eine möglichst gute und  billige Versorgung der Wirtschaft mit den betreffenden Gütern sichern kann.  Ähnliches gilt für die Preisgestaltung. In den Grundstufen der industriellen  Wirtschaft ebenso wie in der Landwirtschaft wird in einer berufsständischen  Wirtschaft die Preisgestaltung nicht mehr dem freien Wettbewerb, sondern  den Organen df:r_ berufsständischen Wirtschaft zu übertragen sein — Auf-  32  {nach bestimmten Dringlichkeitsstufen des Wiederaufbaus. Die Festseßuig
dieser Dringlichkeitsstufen un die entsprechende Verteilung des jeweils für
eiwa eıin oder mehrere Jahre z Verfügung stehenden Kapıitals ware eıne
Hauptaufgabe des zentralen Planungs-Organs der berufsstaändischen Kammer,
In dem Sınne, daß S$1e die Grundkontingente für die Kapitalinvestition ıIn den
einzelnen Wirtschaftszweigen festsepte un daß die einzelnen Berufsstände
annn innerhalb ihres Bereichs eıne Unterverteulung der zugestandenen Kapital-
investitionen auf die einzelnen Unternehmungen des Berufszweiges durch-
zuführen hätten. Dabe1i ware eın gewisser eil der Verfügung estehenden
Kapitalıen für kleinere Investitionen freizustellen, da nıcht jede kleine Inve-
stıtıon zentral geplant werden kann

icht wenıger wichtig als die Investitionsplanung ıst die Produktionsplanung,
einmal weıl infolge der Kriegszerstörungen und der unvorstellbaren Ent-
blößung der roduktions- wW1e der Verbraucherwirtschaft Vo allen Reserven
noch auf lange eıt hinaus eiıne planmäßıge Bewirtschaftung der Ver-
fügung stehenden Rohstofie, Materialien un! Nahrungsmittel aller AÄArt, eine
Produktion un Verwendung nach volkswirtschaftlichen und sozlalen Dring-
liıchkeitsstufen notwendig Sein wird, annn aber, weil auch einer einmal
Hesser mıt Guütern versorgien VWirtschaft eine planmäßige Lenkung iM

mindesten der Grundstoffe der Wirtschaft erforderlich ıst, u auch auf lange
Sicht eine rationellere Versorgung der Wirtschaft mı1ıt Gütern sicherzustellen
und eine teilweise Fehlleitung VvVonxn Rohstoffen und Halbfabrikaten, die ın
einer rein auf freie Unternehmerinitiative gegründeten Wirtschaft eIr-

meı:dlich ıst, A verhindern. Allerdings wird eine planmäßige Produktions-
(und auch Absag-)Gestaltung, < erst einmal die gegenwärtigen Notzeiten
mı1ıt ihrer notwendigen f | 14 ı Nn e  C Rationierung un Lenkung der viel

knapp vorhandenen Güter überwunden sind; —-  - für die Grundstoffe der
Wirtschaft, d  1e€ Rohstofie un einen Teil der Nahrungsmuittel, notwendig
nd möglıch Se1N. Kine weıt ın die industrielle Verarbeitung vorgetriebene
„Planung“” der Produktion un des Absages müßte einer Erstarrung und
Bürokratisierung führen, VON der WIFr In der heutigen „Planwirtschaft“ (der
Notwirtschaft in Deutschland un der grundsäßlichen „Planwirtschaft””
Sowjetrußland) hinreichen abschreckende Beispiele erleben. Im größten eil
des industriellen Sektors, ım Handwerk, In großen YTeilen der Landwirtschaft
wird daher be normaler Wirtschaftsgestaltung auch ın einer berufsständi-
schen Wirtschaftsordnung die roduktions- un! Absaggestaltung der freien
Inıtılatıve des Produzenten un einem (allerdings staatlicher Aufsicht
stehenden kontrollierten) Wettbewerb ZUu überlassen se1in, als der für diese
Zweige besten aorm der Wirtschaftsverfassung, die eıne möglichst gule un
billıge Versorgung der Wirtschaft mıt den betreffenden Gütern sichern ann.
AÄAhnliches gilt für die Preisgestaltung. In den Grundstufen der industriellen
Wirtschaft ebenso Ww1e ın der Landwirtschaft wird 1n eiıner berufsständischen
Wirtschaft 1€e Preisgestaltung ıcht mehr dem freien Wettbewerb, sondern
den Organen der berufsständischen Wirtschaft zu übertragen sqin Auf
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Kartelleund Syndika übernommen hatten und be denen S16wertvolle T-

fahrungen gesammelt haben, die ıi Zukunft .anderen gemeinwirtschaft-
3lichen Zielseg ung der Preis- und Absaggestaltung dienstbar gemacht werden

können. In diesen Grundstufen der industriellen VWirtschaft 81n ebenso WI1e

großen Teilen der Landwirtschaft die Voraussegungen für das Funktio-
MNICTCN der freien Marktpreisbildung ıcht mehr gegeben. Das gilt jedoch nıcht
vVo dem weıten Gebiete der industriellen Verarbeitung, icht für das and-
werk und den Handel, noch be  1 einıgermaßen normaler Wirt-
schaftslage die freie, staatlich kontrollierten Wettbewerb durch-
geführte Preisbildung für alle Beteiligten,nıcht zulegt für den Verbraucher,
die beste. gerechteste un! leistungsfähigste orm der Preisbildung ist.

Als weıteres wichtiges Gebiet der Wirtschaftsplanung berufs-
ständischen VWirtschaftware schließlich die Planung des Arbeitseinsages ©

NENNECN, einmal mıt dem Ziel, möglichst allen vorhandenen Arbeitskräften
Arbeitsplag sichern, eiNe Aufgabe, 1€e€ ZU I eil über die Steuerung

der Kreditwirtschaft hinweg, annnaber auch durch Mithilfe des Staates und
staatlicher Einrichtungen, wIie der Eisenbahn un anderer öffentlicher Unter-
nehmungen, oder kommunaler Körperschaften bei derArbeitsbeschaffung
lösen WäTE.: Dazu gehört auch Lenkung des Einsages der vorhandenen
Arbeitskräfte, möglichst ıcht mıt Zwangsmaßnahmen, sondern durch ent-
sprechende Ausgestaltung der Löhne, der Arbeitszeit un! der

I  .  Ezialen und Arbeitsbedingungen VOTr allem ı solchen Wirtschaftszweigen, die,
wWwW1e€e der Kohlenbergbau, untier Mangel ın Arbeitern leiden haben Dann

An  Anaher auch die Lenkung des künftigen Arbeitseinsages durch Planung der.
Berufsausbildung, durchBerufsberatung, Lenkung der Berufsausbildung
durch Beihilfen und sonstige Maßnahmen.

Als eC1iNe legßte wichtige Aufgabe einer berufsständischen Wirtschaft ware
noch HNENNeEeN Pe1Ne€e weitgehende Zusammenarbeit der einzelnen Berufs-
ZWE1ZEC in der Rationalisierung der Betriebe, Austausch technischer und sSsOoON-

stiger Erfahrungen, Gemeinschaftsarbeit auf technischem Gebiete, €ME€EIN-
sSame ForschungsarbeitenuSW., allesAufgaben, die bereits VO  — der früheren

AWirtschaft zu Teil ı beträchtlichem Umfang durchfreiwillige Zusammen-
arbeit ı einzelnen Wirtschaftszweigen, W1eC eiwa 11  m Maschinenbau, geleistet _
worden sind, die aber 1 Ne berufsständischen Wirtschaft auf e1iNne viel
breitere Basis gestellt werden mußten un könnten.

Schließlich bleibt noch als e1iNne der wichtigsten Planungsaufgaben eine
kollektive oder korporative Gestaltung der Löhne und der Arbeitsbedingun-
SCH allen Zweigen der Wirtschaft innerhalb der berufsständischen Körperdurch Verhandlungen der Arbeitgeber un Arbeitnehmer, Aufgahen, die
ebenfalls bereits der früheren Wirtschaft durch die Tarifverträge und
die Arbeits- un Betriebsordnungen weitgehend gelöst waren, die jedoch i1.
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berufsständischen Wirtschaft ebenfallsauf eiIiNe viel allzgem nereG d

lage gestellt werden könnten.
Schon diese Aufzählung der wichtigen Planungs- und Ausgleichsfunk-

tıonen, die keineswegs erschöpfend 185  D zeigt, elch umfangreiche Aufgaben
e1INe berufsständische Wirtschaft eısten hat dadurch, daß alle Glieder
dieser Wirtschaft für diese allgemeınen Aufgaben eingespannt werden und
IN ehrlichem Ausgleich ihrer Interessen eine für alle Beteiligten hefriedigende
oder doch erträgliche Lösung dieser Probleme Güinden, die der früheren
Wirtschaft /AN großen eil einehl rucksichtslosen un vielfach opferreichen
Konkurrenzkampf überlassenwurden. Die angeführten Beispiele ZeISCH aber
auch daß das Organisationsbild solchen Wirtschaft eın iarres Schema
ıst, sondern e1iN sehr mannigfaltiges ild biıetet. Es wWäaTe C1ihHh hoffnungsloses
Beginnen, die berufsständische Wirtschaft auf estimmte stiarre Planungs-
prinzıpıch aufzubauen, 1e ohne Rücksicht auf die Notwendigkeit des Lebens
ımd die Möglichkeit ihrer Durchführung verwirklicht werden sollen. Es ıst

gerade e1N entscheidender Vorzug solchen Wirtschaftsform, daß 81© ela-
stisch un: anpassungsfähig 1st, sowohl ı11  w zeitlicher insicht (je nach er  ]J6-

weiligen Gesamtlage der Wirtschaft), wW1€e auch ı Hinsicht auf die Differen-
ziertheit der einzelnen Wirtschaftszweige. 1e wird damıt der MannıgfTaltıg-
eıt des wirtschaftlichen Lebens viel größeren Maße gerecht, als
e e1iNe schematisch durchgeführte .„„Planwirtschaft” wi1ie die des Staatssozialis-
INUuS mıt iıhrem tTarren Schematısmus Je iun annn Sie wird die Freiheit des
Menschen ıcht Nur auf wirtschaftlichem Gebiet weitgehend aufrecht erhalten

Gegensaß 711 Staatssozialiısmus, er, WIC Beispiele ZEISCH, den Menschen
wirtschaftlichen Bereich Z U Arbeitssklaven des Staates erniedrigt

un damit Freiheit und Menschenwürde vernichtet.
uch eiNle berufsständische Wirtschaft wird bestimmte Grundkomponenten

der freien Unternehmungswirtschaft beibehalten mussen, die beträcht-
lichem Umfang den Wettbewerb ın die freie Preisbildung (unter der Voraus-
seBung, daß einmal wieder eiNeE hinreichende Versorgung mıt Gütern nd
Leistungen möglıch sSCeiHN wird) Damit mu 1€ berufsständische Wirischaft
auch die so5 „Bedarfsdeckungswirtschaft” ablehnen, mıt der ı der heutigen
wirtschaftspolitischen Diskussion 1e1 Mißbrauch getrieben wird. KEis ist e1  I

grundsäßglicher Irrtum, y]lauben,. die frühere freiere Wirtschaft se1 keine
Bedarfsdeckungswirtschaft SECWESCH. Auch S16 Wa  ar auf die Deckung des Be-
darfs eingestellt;: enn w as produziert wurde, wurde für den Absaz produ-
Zzierl. Legten Endes entschied der Konsumen weılestem Umfang darüber.,
w as erzeugt werden sollte, wenn auch 1€e€ oft ungesunde un!: übersteigerte
Reklame Z Konsumwünsche erst künstlich hervorrief Der „Bedarf”
ehben keine VO vornherein gegebene un konstante Größe. 1st entwick-
Jungs- un umstellungsfähig, auch beeinflußbar Auch die ruhere Wirtschaft

FKine eingehende Darstellung des Aufbaues und der Aufgaben „berufsständischen
Ordnung“ wird der Verfasser baldigst veröffentlichen in den „Bausteinen der Gegenwart”,
Verlag Bachem, Köln. In diesem Aufsatz konnte manches NMUuUr angedeutet werden.
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diente wesentlichen der echten. Bedarfsdeckung.Die 10114 „Bedarfs-
deckungswirtschaft“ WIE S$1e heute SO2ialismus der verschiedenen Schat-
tıierungen gefordert wird lauft auf eINe restlose Planung und Ratıonierunz
auch der Verbrauchsgüter hinaus 551e würde die Freiheit der Konsumwahl

die freie Verfügung ber die Verwendung des Einkommens, auch für die
breiten Massen beseitigen. Sie 181 Notzeiten unvermeidlich, h Zeiten,

zwischen dem Angebot Gütern und der durch Kaurfkrafit legitimierten
Nachfrage eın solches Mißverhältnis besteht, daß eIHNeEe erträgliche Verteilung
der Güter 1U ber e1iIiHEC Rationierung möglıch Istı Eine solche Notwirtschaft
und 1€e ihr notgedrungen voersgenomMmMe Bedarfsdeckung durch Rationie-
runs stellt alles andere als eln Ideal arı FKın tiefgehender Eingriff die
Konsumfreiheit, WI1Ie ıhn e1Ne „Bedarfsdeckungswirtschaft‘ darstellt, der
eciIinNn bestimmter Konsumbedarf alg gegeben aAaNSCHOMHIECN und die Erzeugung
darauf eingestellt wird verstößt wWenn sS1€e€ iıcht auf Notzeiten hegrenzt,
sondern grundsäglich gefordert wird ein Grundrecht des Menschen,
nämlich das echt innerhalb der durch das SıttengeseB bedingten Gren-
Z SsCcC1IiMNn Einkommen frei nach seiner Wahl /AH verwenden. Man mMu eine
solche Reglementierung auch AUSs christlicher Schau ablehnen. Daß ZEWISSE,
für alle Menschen lebensnotwendige Bedürfnisse, WIeC eiwa menschenwürdige
un hygienisch einwandfreie W ohnungen, zuerst befriedigt werden MUSSCH,
VOr allen Aufwendungen für WENISCT wichtige Aufgaben, ıst selhbstverständ
lich aber INan annn nıcht den SANZCH Konsum, auch iıcht allen lebensnot-
wendizen Massenkonsum, nach diesem Prinzip der Vvorzugswelse Befriedi-
„ un ehandeln, jedenfalls ıcht 11 nNne VWirtschaft, einmal wieder hın-
reichendes Angebot Nn Gütern un: Leistungen se1in wird um die normale
Nachfrage zufriedenzustellen.

Der entscheidende Vorteil planmäßigen Wirtschaftsgestaltung ı der
berufsständischen VWirtschaft gegenüber aller staatlichen Planwirtschaft be
steht darın, daß s1€e€ nach der Lage des betreffenden Wirtschaftszweiges oder
nach der Gesamtlage der Wirtschaft 1el anpassungsfähiger, differenzierter
und elastischer SsSein annn als die planende Tätigkeit des Staates auf WITT-
schaftlichem Gebiet. Außerdem ann die Planung 1} solchen Wirtschaft

die Hände VOoO sachverständigen wirtschaftenden Menschen selbst gelegt
werden, die e1in wesentlich staärkeres Interesse wirklichen Funktionieren
der Wirtschaft haben als e1iNe staatliche Bürokratie., d  1e jede Anpassungs-
fahigkeit, auch den notwendigen Sachverstand und jedes aktive Inter-
eCSSE des einzelnen guten Funktionieren dieser Wirtschaft ermM15s€e aßt
und darum wesentlich schlechter arbeitet als eiNne der Wirtschaft selhbst
kommende elastische un: sachverständige Planung.

Allerdings mMu nachdrücklich darauf hinweisen, daß wirkliches
Funktionieren der berufsständischen Wirtschaftsordnung bereits weitgehend
Menschen vorausseBßt die bereit sınd freiwillig auf die übermäßige Betonung
ihrer egoistischen Eigen- un Klasseninteressen /AN! verzichten un sich mıt
dem dafür notwendigen Opferwillen dıe Gemeinschaft einzuordnen. Auch
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Deutschschaftsgesinnung bereits nennenswertem Umfang
überhaupt 1 der VWelt vorhanden wWarTe. Ebensowenig:steht ı erwarten, daß
sıch eCiNe solche Gesinnung großben. Laufe WENISECT Jahreentwickeln
wird. Daraus entsteht ein schweres Dilemma: ıne berufsständische Ordnung
seHt bereits ı1 großem Umfang Menschen VvoTrTaus, die Sinne des Gemein-
wohls denken., handeln und Opfer bringen; anderselits können aber solche
Menschen erst durch die berufsständische Ordnung un d  1€ 1 ihr erforderte
ehrliche Zusammenarbeit aller Beteiligten 1n Sinne des Verzichts auf über-
betonte Kigeninteressen erzogen werden. Damit ergibt sich einNnNe wichtige und
iıcht leicht zZu nehmende Konsequenz: Auf JTahre hinaus wird InNan ohne
beträchtlichen staatlıchen Zwang eım Aufbau gerechtenund trag-
fähigen Gememschaftswirtschaft icht auskommen können. Sowohl der OT
nısatorische Aufbau der berufsständischen Wirtschaftw1e auch ihr Funktio-
NIieTEI wird für eC1Nie zıiemlich lange Übergangszeit iıcht ohne weitgehende
Zwangsmaßnahmen des Staates ZU Durchführung und Aufrechterhaltung
dieser Ordnung möglich sSeC1H. S1e wird erst ann wirklich ı s1 selbst funk
tıonıeren, wenn allmählich der Gewöhnung w1e€e der Einsicht ı ihre
Notwendigkeit un hre Vorzüge für alle Beteiligten C1IHNe Freiwilligkeit
1i} Verzicht auf A stark betontes Kigeninteresse und der VWille, ı491 Interesse
des Gemeinwohls Opfer Abringen, sıchentwickelt haben Keine c  e 1i s ch
Betrachtung der Dinge kommt dieser Schlußfolgerung vorbel. Eine Hal
Ltung, e1in Handeln, wIie er cQhristlicher Überzeugung entspricht, wird sich
den berufsständischen Organisationen auch bei denjenigen, 1€ sıch ZU

Christentum bekennen, größerem Umfange erst ach und nach der
praktischen Arbeit diesen Organisationen selbst entwickeln können. Bis
dahin WITLr ohne nachdrückliche Stüge und Hilfe VO: seıten des Staates
ıcht abgehen e1NeEe vielleicht für manchen bittere Erkenntnis, die sich
aber wirklichkeitsnahen Schau unweigerlich ergibt.

Die Tatsache, daß i— berufsständischen Wirtschaft große un!: wichtige
Gebiete der mehr oder minder freien Unternehmerinitiative, der freien Preis-
bildung und dem, ennn auch staatlıch überwachten Wettbewerb unterstellt
bleiben, ıst VOoO größter Wichtigkeit für die Frage, ob Ce1LiLHCcC solche Wirtschaft,
w1Iie sS1e mıt den Grundforderungen der Enzyklıka Quadragesimo Anno über-
einstiımmt, als „sozialistisch” bezeichnet werdenkann, etitwa Sinne
„Christlichen Sozialismus“ Die Frage stellen, heißt VO vornherein Ver-

NE1INCH., Das wird ı1 folgenden noch naher darzulegen sC111.

1€ Grundlage gerechten Neuordnung VOo Gesellschaft un Wirt-
schaft mMu ber die Zusammenarbeit der berufsständischen Ordnung
hinaus ı den Zellen der Wirtschaft, ı den Betrieben und Unternehmungen.
eine Zusammenarbeit aller Beteiligten auf der Grundlage der Gleichberechti-
zung und Mitverantwortung se1in. Die künftige Neuregelung des Arbeits-
rechtes muß deshalb Bestimmungen enthalten, die - mindesten den
Großbetriebender Industrie, des Handels, des eld- un Kreditwesens C1iHNeE



r

el Mitwir Bede
sicherstellen. Das da urch ürd praktisch _ rreichen ein daß die
Arbeitnehmerschaft nicht ıHAUFr Aufsichtsrat,sondern auch ı Vorstandd
Aktiengesellschaften vertireten ıst Nur kann die dauernde Einflußnahme
der Arbeitnehmerschaft auf die Geschäftsführunggesichert werden. 1€e€
zahlreichen Zweifelsfragen un Schwierigkeiten, die ler auftauchen, können

diesem Rahmen icht behandelt werden. Nur auf EeIN15€ ser urz hin
EWIESECN.,

Es ist notwendig, daß e1ln solcher Arbeitnehmer- Vertreter ı1lVorstand der
Großunternehmen VOoO der Arbeiter- und Angestelltenschaft der Unterneh-

MUuUung (nicht Vo den betriebsfremden Gewerkschaften!) gewählt oder dem
Aufsichtsrat ZzZu  -g Bestätigung prasentiert wird.Es 1st weiterhin selbstverständ-
lich., daß eln solcher „Arbeiter-Direktor“ e1ıne sehr gründliche technische und
kaufmännische Schulung mitbringen müßte, die besten ı besonderen

Ausbildungseinrichtungen der Gewerkschaftenerlangt. Er muüßte aber auch
dauernd das Vertrauen der Mehrheit er Belegschaft habenMan könnte
darandenken,daß sich jeweils nach W €1 Jahren der BelegschaftZUu Neu

bestätigung des Vertrauens stellen müußte. Daß auch annn die praktisch
Durchführung dieser Forderung, besonders ıı88 den ersten Jahren,unier Um

standen betrachtliche Spannungen bringen kann, braucht nıcht hesonders be-
A

tont ZU  San werden. Es wird ler ec1iHNe große Erziehungsarbeit der Arbeit-
nehmerschaft VOT allem durch ihre Berufsorganisationen. geleistet werden

INUSSCH, uUum ihren reisen die für e1IN®e solche Regelung unentbehrliche
realistische undverantwortungsbewußte Haltunzg Sinne auf adı

kalismus und Demagogie verzichtenden Ausgleichs der verschiedenen Inter-
herbeizuführen. In kleineren und mittleren Unternehmungen der

Industrie, des Handwerks; des Handels, der Kreditwirtschaft un anderer
Wirtschaftszweige wird andere Formen Teilnahme der Arbeit-

nehmerschaft Leben der Unternehmung suchenmussen, die aber natu
gemäß1N solchen _ Unternehmungen un Betrieben Nur e1iINeEwesentlichC-

TINSeCeTE Möglichkeit der Einflußnahme gebenkönnen. ImKlein-und Mitte
betrieb wird die Leitung allein der and des Betriebsführers liegen
MUSsSen. 1e Mitwirkung der Arbeitnehmerschaft WIr sıch ler SaNZCN
auf die Mitwirkung in der Regelung der sozialen Fragen des Betriebes 1

beschränken. Das gilt besonderemMaße für die Landwirtschaft, deren
Charakter eu Deutschland Ja durchaus Vo bäuerlichen Betrieh be-

stiımmt ıst E  ine Mitwirkung der Arbeitnehmerschaft der Wirtschafts-
führung wird i diesem Wirtschaftszweige auch ı Großbetrieb praktisch aus-

geschlossen. se1IMN. In der Landwirtschaft wird s1  ch, ebenso w1e 34  } den gewerb-
lichen Mittel- und Kleinbetrieben, die Mitwirkung der Arbeitnehmerschaft ja

der Gestaltung der Wirtschaft den dem Einzelbetrieb bzw -unternehmen
übergeordneten berufsständischen Organisationen abspielen MUSSeEeN. Dort
hat auch S1€e wichtige Aufgaben ZUuU erfüllen.

Gegenüber der Frage, W1€ die eigentliche verantwortliche Trägerschaft der
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Wirtschaft zwıschen Betrieben un Unternehmungen, berufsständischen Or-

un dem Staat aufzuteilen sSC1H wird T1 die Frage der Eigentumsver-
teilung Bedeutunez zurück Sie wird der öffentlichen Diskussion als „SO-
zialisierung jel EINSCLLLS ] den Vordergrund gestellt In Ausdeutung der

der Enzyklika „Quadragesimo anno niedergelegten Auffassung kommen für
eiINe eventuelle Übertragung VO Privateigentum den Staat oder 181 andere
Gemeinschaftsorgane NUr SEW1ISSC Großunternehmungen der industriellen
Grundstufen, des Verkehrs und eiwa der Kreditwirtschaft Frage. In diesen
Unternehmungen besteht sıch schon durchweg e1Ne weitgehende Teilung
zwischen den Kigentumern (Aktienbesigern) un der tatsachlichen Unterneh-
mungsleitung Für diese Großunternehmungen und iıhr Funktionieren 1sT

vVo keiner entscheidenden Bedeutung, ohb ihnen das Kapital WIC bisher
1Händen verbleibt oder ob = mANZ oder teilweise den Staat oder

andere Gemeinschaftsorgane übergeführt wird Das Entscheidende ıst

essecnhNn Händen die tatsächliche Leitung der Betriebe un: Unternehmen liegt
un nach welchen Grundsägen diese geleitet werden. Allerdings gehen VOo  an

dem Jjeweiligen Figentümer des Kapitals oft starke Auswirkungen auf die
Art der Geschäftsführung AauUSs, 18} etwa, we der Staat der Kigentümer ist

der wıird Dadurch kann e1iNe staärkere Bürokratisierung der Betriebs- bzw
Unternehmungsführung un:! eıne entsprechende Minderung des Ertrages e11N-

treten, nachdem 1n welchem Umfang die staatliche Bürokratie den Be-
trieh hineinregiert oder der Staat dem Vorstand weitgehend freie and
der Betriebsführung laßt Wesentlich wichtiger alg die FEigentumsfrage ıst

edenfalls die Frage der tatsächlichen Trägerschaft der Leitung der
Grundsäge, nach denen die betreffenden Unternehmungen geführt werden,
sowohl nach der wirtschaftlichen W1e€e nach der sozijalen Seite Das gilt für C111

berufsständische Wirtschaft, der sich auch verstaatlichte Unternehmungen
wesentlichen Punkten den von den Organen der berufsständischen Wirt-

schaft aufgestellten allgemeinen un speziellen Grundsägen un Vorschriften
der Führung der Betriebe und Unternehmungen I1 der e  am Wirtschaft
unterzuordnen haätten.

Der eigentliche Träger der Wirtschaft i Sinne sowohl der Kapitalbeschaf-
fung w1e auch der Tragung des Risikos ıun der verantwortlichen Unter-
nehmungsleitung bleibt auch1ın berufsständisch aufgebauten Wirtschaft
Zanz überwiegend der priıvate Unternehmer, em ı1 diesem Falle auchder
Bauer WI1e jeder Führer Wirtschaftsbetriebes gerechnet sec1in mMas Man
ann ıin den kleineren un!: mittleren Betriebsgrößen und ı den enannien
Wirtschaftszweigen keine Aufteilung der Wirtschaftsführung vornehmen
dem Sınne wWwWI1e bei den oben erwähnten Großhetrieben un -unternehmungen,
VOT allem der Industrie Anders liegen die Dinge bei der sogenannten Ge-
winnbeteiligung der Arbeitnehmer. 1€ ıST auych kleineren un mittleren
Betrieben möglich, wenn auch 881 anderen Formen alg bei der typischen Form
des Großunternehmens, der Aktiengesellschaft.

1e€ Frage der Gewinnbeteiligung, die manche technische Schwierigkeiten ıin
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der Durchführung,nıcht ı Grundsäglichen, bietet, ann 1 diesem Rahmen
nıcht behandelt werden. S1ie würde eiNe eingehende Spezialuntersuchung
ordern. Grundsäsglich sprechen für S16 e1iNe Reihe sowohl arbeitsethischer WIe

arbeitspsychologischer Gründe. Eine Mitverantwortung für die Wirtschaft,
WIC 816 1€ Arbeitnehmer i System wirtschaftlicher Selbstverwaltung
mıt Recht fordern, bedingt auch e1Ne Beteiligung Ertrag des einzelnen
Betriebes ber den gerechten Lohn hiınaus. Die Formen, denen diese Ge-RE} E O T TE winnbeteiligung durchgeführt werden kann, ihr Ausmaß un: 1  ®  hre Staffelung
nach Maßstäben., etwa nach der Dauer der Betriebszugehörigkeit des
Arbeitnehmers, können mannigfaltig sSC111. Sie können sıch erst allmählich
der Praxis des Wirtschaftslebens entwickeln. Man könnte bel der Aktien-A a gesellschaft etitwa daran denken, daß ein bestimmter eil des Gewinnes Vo

vornherein für die Arbeitnehmer abgezweigt würde, daß diesen G(Gewinn
allgemeinen nicht alljährlich ausbezahlt erhalten (wobei er ann leicht für

Verbrauchsgüter ausgegeben werden würde), sondern iıhn als Kapitalbeteı-
ligung eiwa Form VO  s Kleinaktien, die hbesonders gesichert IN müuüßten

weıter Unternehmen arbeiten lassen, mıt der Maßgabe, daß dieses
angesammelte Kapital dem Arbeitnehmer beim Ausscheiden S dem Betrieb“
infolge Wechsels der Arbeitsstelle der Alters oder Invalidität aus-

gezahlt wurde. Er könnte aber seiINEN Gewinnanteıil ı Notfäallen
(Krankheiten, Unglücksfällen i der Familie usw.) oder für den Bau
Siedlungshäuschens schon vorher ausgezahlt oder beliehen erhalten. Man
könnte auch BCWISSC Formen der Lebensversicherung denken, Wlie IC / P

VOo Industrieunternehmungen den Vereinigten Staaten zugunstien der
Arbeitnehmer abgeschlossen werden, mıt Auszahlung der Versicherungs-

e bestimmten Termin lassen sıch mannigfaltige Arten
un: Yormen der Gewinnbeteiligung finden In der Praxis wird \68 S1IC 3€
nach der Art des Betriebes und der Arbeitnehmerschaft nebeneinander VeI-

wenden.
Eine Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer würde sich auf die Dauer

zweifellos unstıg für das Arbeitsethos un die Arbeıitsleistung in Betriebe
auswirken. Der Arbeitnehmer muß, VOT allem wenn se1inNnenNn Gewinnanteil
als kleine Kapitalbeteiligung ı1 Betriebe weıter arbeiten laßt, aufs stärkstec  |  }  R daran interessiert SCIN, vollwertige Arbeit A leisten, wird aber auch darauf
achten, daß sein Arbeitskamerad dasselbe tut. Verluste, die früher durch
Materialvergeudung, schlechte un unsachgemäße Behandlung der Maschinen.,
Diebstähle UsS W, eintraten, würden durch die Mitkontrolle der Arbeitnehmer
stark eingeschränkt werden. Es würde außerdem Betriebe durch die Ge-
meinsamkeit der Interessen un: das Bewußtsein der Mitverantwortung und
der Mitträgerschaft des Betriebes eın Arbeitsgeist un eine Betriebskamerad-
schaft erzielt werden., die sich icht NUur arbeitsethisch, sondern auch leistungs-
mäßig schr pOosıtLV auswirken müßte.

Durch die Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer wuürde VOT allem mM O0$-
lıch sSC1H, die der Enzyklika Quadragesimo Anno nachdrücklich gefor-
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T1Nkönnte,hne daß durch freiwilligeLohnabzüge ecin

SCH müßte, allmählich durch die Gewinnakkumulatio den Besig ein

Kapitals kommen, das ıhm die Möglichkeit gibt, kleinen Grundbesig
erwerben oder sıch 1n Alter und ı10 Krankheits- und Notfällen u  ber seıne
Rente hinaus wirtschaftlichen Rückhalt für sıch und Familie
schaffen. Schließlich könnte sSo den Kindern der Arbeitnehmer Zukunft
der soziale Aufstieg wesentlich erleichtert werden. Der Arbeiter leidet icht
zulegt der tiefen Kluft die sıch auf kulturellem Gebiet zwischen ihm un
den sozıal un wirtschaftlich besser gestellten Schichten auftut. Die ber-
brückung dieser Kluft wurde mıft azubeitragen, die bestehenden sozialen
Spannungen mildern.

IL
Iın Wirtschaftssystem wie das vorstehend ı den Grundzügen angedeutete

annn natürlich iıcht bis ıa alle Einzelheiten VvVo vornherein theoretisch ent-
wickelt werden. Es annn praktische Ausgestaltung ıin  wn einzelnen erst
Laufe der eıt I6 den Notwendigkeiten un Möglichkeiten des Wirtschafts-
lebens erfahren e1Nne Aufgabe, 1€ Jahrzehnte erfordern wird. Aus den
gedeuteten Grundzügen geht aber ohne weıteres hervor: daß es eine

Möglichkeit der Verwirklichung der Forderungen darstellt, diin den 8o-
zialen Enzykliken gestellt sind; annn aber auch, daß man 84 solches Wirt-
schaftssystem ıcht „sozialistisch“ NENNC kann, auch nicht 3 Sinne
sogenannien christlichen Sozialismus. E  ıne der Grundforderungen jedes „,S50-
zialistischen“‘ Systems, die Vergesellschaftung bzw Verstaatlichung der Pro-
duktionsmittel auf breiter Basis., ist in dem vorstehend entwickelten System,
das den Grundgedanken der Enzykliken entspricht, ıcht gegeben. Die Forde-
runs „Christlichen Sozialismus®‘ widerspricht ı ihren Folgen un prak-
tischen Verwirklichungsmöglichkeiten derLehre der Kirche VO Eigentum.
Auch e1in Wirtschaftssystem, i dem wichtige Grundzweige, eiwa der
Kohlenbergbau, die Eisenindustrie, die Versorgungsbetriebe der W asser-,
(zas- un:' Elektrizit:atswirtschaft, verstaatlicht, kommunalisiert oder sonstwlie

Gemeineigentum übergeführt worden sind, ı81 noch iıcht sozialistisch, und
eiNe Bewegung oder Haltung, dieeine solche Wirtschaft fordert, 1st nıcht
Sozialismus. Denn das Figentums- wWIC auch das Ördnungsprinzipeiner solchen
Wirtschaft bleibt den Grundzügen privatwirtschaftlich. Nur die Grund-a  Ta  N  e industrien un CINISEC andere Teilgebiete, WIE Teile des Verkehrswesens oder
der Kreditwirtschaft, sozlalisiert. ur  .. den Großteil der Wirtschaft bleibt
der prıvate Unternehmer der Eigentümer un Träger dieser Wirtschaft
Gesamtbereich der Landwirtschaft, des Handwerks, ı größten eil der In
dustrie, VOT allem den mittleren undkleinen Betrieben. Man tate er
Sprache und der historischen Entwicklung des Begriffs „Sozialismus“‘ Gewalt

WCLNn mMan ler noch VO„Sozialismus”” un Vo  am „SOozlalıstischer _ Wirt-
schaft“‘ spräche.



Aus he) leg
licherSozialismus‘‘ ka ein esellscha S> nd Wi aftssystem ı
allein nach der Gesinnung bezeichnenund klassifizieren (wobeinoch iı
der Begriff ‚sozlalistischeGesinnung“ höchst problematisch1st), sondernd
muß auch das Institutionelle,das konkrete Ordnungsbild der Wirtschaft mıt
hinzunehmen, EeIN Wirtschafts- und Sozialsystem kennzeichnen. Das

P  Elegtere vermißt ma aber bei den Vertretern des „Christlichen Sozialismus“®
vollständig. Sie haben kein konkretes Ordnungsbild der Wirtschaft, die sS1C
erstreben und dies 16 als „sozilalistisch ı christlichen Siınne““ bezeichnen. Sie
halten sıch Sanz Bereich des Programmatischen und Wirtschaftsethischen,
der Wirtschaftsgesinnung, ohne dabei die Verbindung der christlichen Grund-
sabemıt der VO ihnen ver und geforderten Art der Gesinnung über-
zeugend darzutun. Man muß sıch wieder fragen, was der „Christliche
Sozialismus“‘® eigentlich ıll ıll die Wirtschaft oder auch DU  ba alle
ihre entscheidenden Gehiete „sSozilalisieren““ verstaatlichen oder ı Ge-
meineigentum und Gemeinverwaltung: aller z der Wirtschaft Beteiligten
überführen? der ıll sıch m1:der Verstaatlichung bzw Vergesellschaftung
hestimmter begrenzter Teilgebiete' der Wirtschaft, (8) allem der Grund-
industrien begnügen? Das Erstere stünde klarem WiderspruchZu Lehre
der Kirche W I6 auch ZUuU wirtschaftlichen Vernunft.Will der „Christliche So-
zialismus“‘ aber nu  > das Zweite. dann ıst das eben kein Sozialismus mehr.
Man müßte dem Begriff Gewalt antun. Eine Wirtschaft, die weıtaus
überwiegend prıvaten. Händen und ınter privatwirtschaftlicher Führung
bleibt. waäare selbst ann keine sozialistische Wirtschaft, wWwWwenn s1e überall und
restlos VvVom Geistesozialer Gerechtigkeit durchdrungen wWare. Man muß die
Frage, ob 10€e bestimmte Gesellschaft und Wirtschaft „‚sozialistisch“‘ ıst oder
nı  cht, 13 erster Linie ach ihren Institutionen und en Funktionen ihrer
einzelnen Urgane bestimmen und bezeichnen, Nnı  cht aber nach meıst
nu sechr schwer -sachlhich ZUu erfassenden Gesinnung. Immer wieder annma

feststellen. daß die „ChristlichenSozijalisten“ sıch eine konkrete Vorstellung
VOoO diesen Institutionen undderVerteilung der Funktionen unterdieOrgane
Nne solchen Wirtschaftentweder nicht machen, oder aber daß dieses Ord
nungsbild, wenn s1€es1  ch%.  1D solches wirklich machen, eben icht sozlalistisch
ıst unSCIN ann.

Man ann gewiß den „sozialen‘“‘ Gedanken und den Geist, den die „Christ-
liıchen Sozialisten“‘_vertreten, em VO ihnen geforderten Umfang
christlichen Standpunktaus anerkennen und billigen., aber der Sprung
„Sozialen“®derGesinnung ZUu „Sozialistischen“5 Zu „Sozialismus“‘, der
durchaus i erster Linie institutionelle Angelegenheit ıst (wenigstens
der Praxis), ıst willküurlich ınd unzureichend begründet. Man kann Har en
Grundsägen des Christentums ohl e1ine bestimmte soziale Gesinnung: und
Haltung, das ewußtsein einer weitgehenden sozialen Verpflichtung, her-
leiten. nıcht aber nen „Sozialismus‘‘ eıne wirtschaftliche und soziale
Richtung, die VvVo allem ı eutschland 838  MN der geschichtlichenEntwicklung _D T 41}
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heraus mıt ganzen Komplex VOo  = politischen un weltanschaulichen
Imponderabilien belastet ist, daß ıcht mehr beliebigumgedeutet WeLI-

den kann, auch ıcht durch das Beiwort „Christlich“. uch wenn sıch die
„Christlichen Sozijalısten VOo marxistischen Sozilalısmus noch sehr
distanzıeren suchen für die breiten Massen werden diese feinen Unter-
scheidungen, die zudem allgemeinen en schr wichtigen Bereich den
institutionellen, ıcht hinreichen berücksichtigen, ıcht faßbar, 11 I111-

desten ıcht überzeugend sC1112. Wenn ecs sıch u e1iNe Formulierung Te1iN 7U

Zwecke grundsäßglicher wissenschaftlicher Auseinanderseg ungen handle, die
wesentlıich ı Bereich CEHNSCICKT wissenschaftlicher oder wissenschaftlich inter-
essierter Kreise bliebe, annn wäare der Schaden un die Gefahr ıcht groß
ber die Dinge liegen ja SaNzZ anders. Die Formulierung „Christlicher S0-
zialismus entspringt! ıcht eigentlich theoretischen Überlegungen, sondern

emınent praktischen, politischen Lage un Zielsegung: S  1€e€ 31l die
breıten Massen heran und 31l durch eE1INe solche Formuherung auf sS1C

inwirken iM christlichen Sinne.
Muß schon aus grundsägßlichen Erwägungen heraus den Begriff „Christ-

licher Sozialismus" als unklar, widerspruchsvoll un!: für die Anwendung auf
die praktische Wirtschaft unzureichend zurückweisen, kommt n
praktisch-taktischen (zesichtspunkten Zzu noch schärferen Ablehnung.
Diejenigen, die 1in  ! cohristlichen Lager das Wort gebrauchen, kommen azu aus

ehrlicher Überzeugung und dem Gefühl der schweren sozialen Verant-
woriung in der heutigen deutschen Lage, Verantwortung, die gerade
auf denjenigen lıegt, die sıch als Christen bekennen, Verantwortung,
die 11 dieser Weltenwende gerade VOo Christen lepte Entscheidungen
sozıialen un wirtschaftlichen Bereich ordert Jeder umm die Lösung der
heutizen schweren Spannungen ehrlich ringende Christ muß mıt ihren sach
lichen Forderungen, Vvor allem nach der Seite sozıalen Gesinnung
un Haltung, weılestem Umfang einverstanden sSC1IH. Die Frage ist NUrTr,

WIC, inwlıevweıit un innerhalb welcher eıt sich diese Forderungen prak-
tischen Wirtschafts- und Sozialleben ohne schwere Störungen der Ertrags-
fähigkeit un des Funktionierens der Wirtschaft verwirklichen lassen.

Es geht um die Frage der onkreten Verwirklichung der Forderungen, VOT

allem des Ausmaßes ihrer Verwirklichung. Die Frage geht aber auch 9 die
Benennung dessen, w as Qaln erstrebt, u das Wort „Christlicher Sozialis-

c.Man könnte dafür 1el besser „Christliche Sozialordnung” und,
soweıt S der Sphäre «der theoretischen und grundsäglichen Überlegungen
bleibt, VO „„christlichem Solidarismus” sprechen. Daß JeNeE Kreise C sehr
der Bezeichnung „Christlicher Sozialismus“ festhalten. hat wohl iı11 wesent-

lichen taktische; 1 gu Sınne nolitische Gründe. 1E hoffen dadurch einmal
diejenigen Schichten christlichen Lager, die nach tiefgreifenden
Wandlung der Sozial- und Wirtschaftsstruktur verlangen un die daran
verzweifeln, daß e1iNle solche entscheidende Reform durch Christentum un
Kirche durchgeführt werden kann, oOhristlichen Lager halten un ihre
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Abwanderung ıinmarxistische Lager verhindern. Sie hoffen aberüberdies,
daß auch aus dem marxistischen Lager solche, die Nnu durch eın Versagen der
sich christlich nennenden Schichten auf sozialem Gebiete Marxismus
übergegangen sind die aber och eC1INe SCWISSEC Glaubenspotenz bewahrt
haben, durch eın entschiedenes Bekenntnis „Christlichen Sozialısmus
wieder für Christentum un Kirche SCWINNEN ZU können. Diese KRechnung
geht jedoch iıcht auf Gewiß besteht die Möglichkeit, daß S1e sich nach der

oder nach der anderen Seite Fallen alg rıchtig erweıst
Es besteht jedoch eiNe noch viel größere Wahrscheinlichkeit, daß sich die
Proklamierung „Christlichen Sozialismus®® durch breite un einfluß
reiche oOhristliche Kreise oder Sar durch die Kirche selbst sec1 direkt oder
durch Duldung der Bestrebungen innerhalb der Kirche sehr nachteilig für
Christentum un Kirche auswirken wuürde.

Zunächst mu mNan 1Un einmal damıiıt rechnen, daß für breite Schichten
des Bauerntums, des stadtischen Mittelstandes un: der Unternehmerschaft
das Wort „50zialismus infolge der tatsachlichen Entwicklung des Sozialismus
und der sozialistischen Parteien IN Deutschland stark mıt Bedenken aller Art
belastet f daß für JeENE Schichten das Bekenntnis „Sozialismus
irgend welcher Art, auch i  San =  S ‚„‚christlichen heute un für absehbare
eıt psychologisch unmöglıch 1st Würden sıch innerhalb der Kirche
Kreise } solchen Sozialismus bekennen, 80 müßte das innerhalb der
kırchlichen Gemeinschaft WIie Sprengpulver wirken. VWollte man diese Be
zeichnung un ihre Vereinbarkeit mıt dem Christentum als berechtigt -
erkennen, s O wuürde das weitgehende Verwirrung - 1861 diese Kreise hinein-
tragen un mehr als der religiösen Gemeinschaft entfremden. ıel
größer noch erscheint die Gefahr nach der anderen Seite hin, namlich 1

Hinblick auf JeHNE Schichten, die ı41 durch die Bezeichnung „Christlicher
Sozialismus der Kirche erhalten oder wlıedergewinnen möchte.. Nachdem
lange un nachdrücklich von höchster kirchlicher Seite erklärt worden 18%,
daß sıch Christentum un Sozialismus nıcht miteinander VeErCINISCH lassen,
da 1in Christ nicht Sozialist se1in kann, würde ei1iNe®e Duldung der gar Billi-
S Uuns der Bezeichnung durch die Kirche schwerste Verwirrung gerade IN diese
Kreise hineintragen. Die eue Bezeichnung bringt für Menschen, die nicht
gewohnt sind scharfe un mancher Hinsicht schwierige begriffliche Unter-
scheidungen machen, die vielmehr gewohnt sınd mehr Worten alg
Begriffen ZU denken, 1e stärkste Gefahr Verwischung der Grenzen
w Sozialismus mı1t sich den sS1€e alg bısher Deutschland prak-
t1ıs  ch ve  eienen kennen, dem marxistischen. In Lage, es wWwWIie der
heutigen - legte Entscheidungen geht, ist jede Verwischung der Grenzen,
jede Unklarheit ı wichtigen Haltungen un Entscheidungen iiın höchstem
Maße unzeitgemäß und gefährlich.

Wohl annn der Christ - ]  - dem Strehen nach Verwirklichung sozialer Ge-
rechtigkeit gesellschaftlichen ım wirtschaftlichen Leben der prak-
tischen Politik eiIinNn Stück Weges mıt zusammengehen, die aus



prakti: chen Erwägungen 1In derselben KRichtung he
mäßigten Uun!' relativberechtigten Interessenstandpunktod

sozial-ethischen Haltung heraus, die icht au  07 christlicher Überzeugung, sOoON-

ern weltlich begründeten Ethik erwächst. Dochdürfen die grund-
säglichen Unterschiede der weltanschaulichen Haltung, diehüben un
drüben bestehen, dabei ıcht verharmlost oder als praktisch unbedeutend
hingestellt werden. Die Grenze Grundsäglichen mu gerade bei nNne

solchen taktischen teilweisen Zusammengehen klar un scharf eingehalten
werden, und azu gehört auch, daß ma A Kennzeichnung der Bewegung, die
auf der Grundlage des Christentums eINe®e wirkliche Lösung der sozialen
Frage sucht, ıcht Bezeichnungen wählt, die für jeden iıcht scharfen be-
grifflichen Abgrenzungen Geschulten 1e Gefahr nNne Grenzverwischung mıt
sich bringen. Daraus erwächst DUr leicht die Gefahr Ne Abwanderung
in  05 marxistische Lager, Zzum „wirklichen” „echten“”_ Sozlalismus, demgegen-
ber jeder „christliche‘“dann als eine Halbheit angesehen wird. Die breite
Masse entscheidet s1 nicht auf Grund theoretischer Überlegungen. S1C

entscheidet siıch auf Grund vomn Gefühlen und altüuberlieferten Schlagworten.
Kın solches Schlagwort ist einmal der Sozialısmus, ZUu mindesten
Deutschland und ıst es heute, den weıtesten Schichten aus der
gegenwarlıgen bitteren Not heraus e1iNe gefühlsmäßige Stimmung für alles
„Sozialistische besteht mehr enn Um vorsichtiger sollte mnma

christliichen reisen mıt der Verwendung dieses Wortes seC 11 Eis wäare auUs-

sichtslos, durch Hinzufügen des Wortes „„christlich“ dem überkommenen und
in weitesten Kreisen, nicht u  b den deutschen, eingewurzelten marxistischen
Sozialismus dasVW asser abgraben wollen.

Umgekehrt ist die Gefahr 1e]1 größer, da durch den Versuch, „„Christ-
lichen Sozialismus“® völlig verschiedenartige Elemente nNneEUECN Einheit
AI verschmelzen, stärkste Unsicherheit gerade ı die Reihen der oQhristlichen
Arbeiterschaft eiragen würde, die unvermeidlich großben eil erselben
in  €3) marxiıistische Lager treiben mußte. Vorallem müßten durch die Über-
nahme des Begriffes durch weıte christliche. Kreise und durch die Duldung
durch 1€e Kirche selbst ıin den Massen Erwartungen geweckt werden, die sich
ıu einmal auf den gerechten Ausgleich zwischen allen Gliedern
VO Gesellschaft un Wirtschaft un zugleich auf die Notwendigkeit
möglichst hohenwirtschaftlichen Produktivität eingestellten: Wirtschafi nıcht
verwirklichen lassen. Eine tiefe Enttäuschung wäare unausbleiblich. die Folge
könnte ıu €e]  > starke Abwanderung i= marzxiıistische Lager eıin.

Gründliche und eingehende Auseinandersegungen über die Notwendigkeit,
die Art und Durchführbarkeit tiefgreifenden Sozialreform ohrist-
Llichen Sinne sind dringend erforderlich aber en treibt diese Auseimmander-
eBungen Uus der Sphäre der Sachlichkeit hinaus und bringt sS1€e die Gefahr
der Demagogie un: des Ressentiments,wWwWEeNnn zus stark gefühlsbelastete
Begriffe w1e „Sozialismus“ in die Diskussion hineinträgt, durch die a hbei
den eıIne den „Bürgerlichen“* unnötig Mißtrauen und Hemmungen €CN-
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Hoffnungen weckt. Da ıst doch besser, belasteten sdr

wählen, gerade ı Interesse der Sache, der dienenwill, etwa „Chris
ıche Sozialordnung“.

Dieses Wort bringt viel eindeutiger un klarer als das vieldeutige und
schillernde VWort „Sozialismus“ das Ziel un 1e€ Voraussegungen Zz.uAus
druck, die - 1n christlichen sozialen Denken geht Weit Jebendiger und
anschaulicher alsecin mehr oder WENISCT abstrakter „„-— 1smus‘° bezeichnet der
Ausdruck organisch Gewachsenes, das sıch z denUrzellen :VOoO Wir
schaft un Gesellschaft VO. nach oben echten Gemeinschaft
aufbaut. Und das ist  e doch, was als Frucht allersozlalen Bemühungen der
Christen erwachsen soll echter „Ordo”9 . Ordnung,r Vo

christlichem Geist un christlicher Liebe, die allein eine wirkliche. Erneuerung
UuUunNseres Sozijal- un Wirtschaftslebens gestalten können.

Nur e1INe klare und scharfe Grenzziehung gegenüber dem „Sozialismus‘
wIie das Wort Deutschland landläufigen Sinne gebrauchtwird, ent-
spricht den Forderungen. der heutigen Situation. Dieser marxistische
pseudo-marxistische Sozialismus ist heute iıcht ur Deutschland ı

\schweren un fast ausweglosen Krise ıroBß all der Mitrlaufer, die ihm die
Nöte der eıtzugeführt haben! Große TeileseiNlNler Anhänger unnicht
die schlechtesten! sind sSeCiNEN völlig unzureichenden weltanschaulichen
Grundlagen ITTe geworden der beginnen doch ihnen ZU zweifeln. Man
annn diesenGesinnungswandel nicht, wWwW1e esmanche „Christliche Sozialisten‘®
glauben, dadurch erleichtern, daß Zweifelnden un unsicher Ge
wordenen, auch scheinbar DUu  ] der Bezeichnung, tatsächlich aher oft
auch 1 Sachlichen, entgegenkommt un dadurch den eıgenen festen und
unerschütterlichen Boden verlaßt —Im Gegenteil, Nnu die klare Abgrenzung
und Hervorhebung des ECISCHCHN Standortes (ohne jede Schärfe, i vollem
Verständnis für das Ringen Klarheit auf €  © Seite!), aber auch die
bewußte Konsequenzziehung auU:  ir diesem Standort: c1in Christentum VO

höchster sozialer Verantwortlichkeit un Verpflichtung — Nnu das kann ı
begonnenen Prozeß der Besinnung vollendenund den e1ine Neugestaltung
ehrlich ringenden Kraften ı anderen Lager den Weg frei machen,.derfür

s1€e6€ der EINZ15 mögliche ist° den Weg E Christentum.

Das Theater hne Kontrolle
Von VERNER BARZEL >

Die Theaterhaben heute die Freiheit, diesie sıch wünschen können. Die
Behörden machen ihnen keine Vorschriften, ber die sS1e sıch vernünftigerweise _
beklagen können. Denn wWwWenn S16 jeBt auch iıcht gerade „Schlageter“ spielen
können oder die „„Hermannschlacht“der den .„„Hochverräter‘‘von Langenbeck,


